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Beschlussempfehlung 
 
Der Gesetzentwurf der Fraktion der CDU und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
 - Drucksache 18/18103 - wird unverändert angenommen. 
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Bericht 
 
A Allgemeines 
 
Der Gesetzentwurf der Fraktionen der CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN zur Änderung 
des Studierendenwerksgesetzes, Drucksache 18/18103, wurde durch das Plenum am 19. 
März 2026 nach der 1. Lesung zur alleinigen Beratung an den Wissenschaftsausschuss über-
wiesen.  
 
Die Studierendenwerke übernehmen zentrale Aufgaben für Studierende in Nordrhein-Westfa-
len wahr, standen bzw. stehen jedoch vor erheblichen Herausforderungen. Vor diesem Hin-
tergrund ließ die Landesregierung, die Situation der Studierendenwerke untersuchen (Vgl. 
Gutachten des HIS-Institut für Hochschulentwicklung, Vorlage 18/4365). Das Gutachten kam 
u.a. zu dem Ergebnis, dass die Leitungs- und Entscheidungsstrukturen der Studierenden-
werke modernisiert werden sollten. Ziel des vorliegenden Gesetzentwurfs der Fraktionen der 
CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sei es daher, die Studierendenwerke organisatorisch 
zu stärken und ihre Leitungsstrukturen an aktuelle Herausforderungen anzupassen. Insbeson-
dere sollen die Governance- und Entscheidungsstrukturen der Studierendenwerke verbessert 
werden. Gleichzeitig solle aber auch der soziale Auftrag der Studierendenwerke – die Unter-
stützung von Studierenden in schwierigen Lebenslagen – als zentraler Bestandteil erhalten 
bleiben. Der Gesetzentwurf, Drucksache 18/18103, stelle somit eine umfassende Modernisie-
rung des Studierendenwerksgesetzes dar. 
 
 
B Beratung 
 
Der Wissenschaftsausschuss beriet den Gesetzentwurf in seinen Sitzungen am 29. April 2026, 
3. Juni 2026 und 8. Juli 2026. Eine Anhörung zum Studierendenwerksgesetz wurde am 3. Juni 
2026 durchgeführt.  
 
Folgende Stellungnahmen lagen zur Anhörung vor: 
 

Urheber/in Stellungnahme 

Arbeitsgemeinschaft Studierendenwerke NRW (ARGE) 
c/o Kölner Studierendenwerk 
Köln 
 

18/3825 

Landes-ASten-Treffen NRW (LAT) 
c/o AStA TU Dortmund 
Dortmund 
 

18/3836 

Markus Becker 
Vorsitzender des Personalrats Studierendenwerk  
Münster 
 

18/3813 

Andreas Meske 
Vorsitzender des Verwaltungsrates des Studierendenwerkes  
Düsseldorf 
 

18/3819 
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Urheber/in Stellungnahme 

Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft NRW (ver.di) 
Landesbezirksleiterin Düsseldorf 
Gabriele Schmidt 
 

18/3821 

Simone Probst  
Sprecherin der Kanzlerkonferenz NRW 
Universität Paderborn 
 

18/3835 

Johanna Boeck-Heuwinkel 
Kanzlerin der Kunstakademie  
Düsseldorf 
 

18/3841 
Neudruck 

Dr. Kirstin Mallossek  
Vizepräsidentin für Wirtschafts- und Personalverwaltung Hoch-
schule Düsseldorf (HSD) 
 

18/3831 

 
Die Anhörung ist im Ausschussprotokoll 18/1243 dokumentiert. 
 
Die Auswertung der Anhörung und die abschließende Beratung und Abstimmung erfolgte in 
der Sitzung des Wissenschaftsausschusses am 8. Juli 2026. 
 
Die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN wies zu Beginn ihrer Ausführung darauf hin, dass 
das Gutachten große Probleme in der Governance-Struktur der Hochschulen aufgezeigt habe. 
Als Beispiel führte die Fraktion aus, dass u.a. die Subventionierung von Mensaessen nicht 
allein den Studierenden zugutekomme. Hier setze der vorgelegte Gesetzentwurf u.a. an. Man 
habe durch die Anhörung der Sachverständigen weitere problematische Punkte erkannt und 
kritische Anmerkungen aufgenommen. Dazu werde ein Änderungsantrag vorbereitet und die 
plenare Abstimmung für das Septemberplenum avisiert. 
 
Die Fraktionen der SPD und der FDP zeigten sich irritiert, dass der Änderungsantrag nicht 
bereits vorliege, da für die heutige Sitzung im zuständigen Fachausschuss die Abstimmung 
geplant sei. Auf Grundlage des aktuellen Gesetzentwurfs müsse man die Zustimmung vernei-
nen und plädiere für eine Verschiebung der Abstimmung im Wissenschaftsausschuss bis der 
Änderungsantrag den übrigen Fraktionen vorliege.  
 
Die Fraktion der CDU entgegnete darauf, dass keine reguläre Sitzung des Wissenschaftsaus-
schusses vor dem nächsten Plenum im September geplant sei und die Hochschulen in der 
Vorbereitung für das neue Semester Planungssicherheit benötigen. Die Oppositionsfraktionen 
könnten sich gerne in der anstehenden Sommerpause interfraktionell mit Vorschlägen für den 
Änderungsantrag beteiligen. 
 
Auch die Fraktion der AfD zeigte sich zunächst irritiert über den gewünschten Beratungsablauf 
im Ausschuss, zeigte aber dann Verständnis für den Beratungsplan der Koalition. Im Aus-
schuss verständigten sich die Fraktion folgend darauf, den Gesetzentwurf in der vorliegenden 
Fassung und die Ergebnisse der Anhörung zu beraten und abzustimmen. 
 
Die Problemlage der Hochschule spiegele sich im Gesetzentwurf der CDU und BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN rein in einer Governance-Reform, betonte die Fraktion der FDP. Die Unter-
finanzierung werde nicht angegangen. In der Anhörung hätten es ein breites Spektrum an 
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Kritik seitens der Verwaltungsratsvorsitzenden gegeben, die den Erhalt der Richtlinienkompe-
tenz bei der Auswahl der eigenen Verwaltungsratsmitglieder fordern. Mit dem Gesetzentwurf 
bleibe man hinter den Erwartungen zurück, so dass die FDP-Fraktion eine Ablehnung in Aus-
sicht stellte. 
 
Die Fraktion der SPD schloss sich der Argumentation der FDP in weiten Teilen an. Die Unter-
finanzierung werde durch die Governance-Reform verschlimmert; die Herausforderungen der 
Studierendenwerke bezüglich Zukunftsaufgaben wie Infrastruktur und Digitalisierung müssten 
einen stärkeren Fokus bekommen. Die Anhörung hätte zahlreiche Anregungen aufgezeigt. 
Erkenntnisse aus den Gutachten sollten weiterentwickelt werden, doch künftig unter Beteili-
gung der Verwaltungsräte, weil die demokratische Selbstverwaltung der Studierendenwerke 
der Erfolgsfaktor sei. Man hoffe auf die Einarbeitung der kritischen Anmerkungen aus der 
Sachverständigenanhörung; zur heutigen Abstimmung werde die SPD-Fraktion den Gesetz-
entwurf ablehnen. 
 
Eine Ablehnung des Gesetzentwurfs stellte auch die Fraktion der AfD in Aussicht. In der An-
hörung wurde viel Kritik der Sachverständigen wahrgenommen. Mit dem vorliegenden Gesetz-
entwurf sei keine Stärkung der Selbstverwaltung verbunden, sondern neue Bürokratie zu be-
fürchten. Als Beispiel führte die Fraktion die Implementierung der Frauenquote aus. Sie sei 
unpraktikabel und führe nicht zwangsläufig zu einer quantitativen Verbesserung der Arbeit der 
Verwaltungsräte. 
  
Man werde sich den kritischen Punkten stellen, betonte die Fraktion der CDU. Wichtig sei es 
jedoch die Thematik der Hochschulfinanzierung und der Reform der Governance-Struktur 
nicht zu vermischen. Während die Finanzierung insbesondere eine Frage der haushalteri-
schen Möglichkeiten sei, stelle die Begleitung der Governance-Reform durch externe Exper-
tise einen Baustein für einen Kulturwechsel dar. Es müsse eine klare Trennung von Aufsicht 
und Geschäftsführung geben.  
 
Die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN verwies auf das SODA-Gutachten1. Mittel aus Stu-
dierendenbeiträgen seien zweckentfremdet verwendet worden. Das zeige ein klares Problem 
in der Geschäftsführung. BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN erklärte, mit dem Gesetzentwurf wird 
eine Professionalisierung der Arbeit erhofft; die Beteiligungsrechte der Studierenden würden 
nicht beschnitten werden. Man bemühe sich, den angekündigten Änderungsantrag mit einem 
zeitlichen Vorlauf zum Septemberplenum einzureichen, um den anderen Fraktionen eine in-
haltliche Auseinandersetzung und Bewertung möglich zu machen. 
 
Zur vollständigen Diskussion wird auf das später vorliegende Ausschussprotokoll, APr. 
18/1273, verwiesen.  
 
Sodann wurde über den Gesetzentwurf, Drucksache 18/18103, im Wissenschaftsausschuss 
abgestimmt.  
 
Bei der Abstimmung wurde das Gesetz zur Änderung des Gesetzes über die Studierenden-
werke im Land Nordrhein-Westfalen (Studierendenwerksgesetz – StWG) mit den Stimmen der 
Fraktionen der CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen die Stimmen der Fraktionen der 
SPD, der FDP und der AfD unverändert angenommen. 
 
 

 
1 Das SODA-Gutachten ist eine im Rahmen einer großen Organisationsuntersuchung im Auftrag des Ministeriums für Kultur und 

Wissenschaft und der Studierendenwerke NRW erarbeitete Analyse. Zusammen mit dem HIS-Gutachten beleuchtet es die Struk-
turen, die Wirtschaftlichkeit und den Zustand der Studierendenwerke – insbesondere im Bereich der Verpflegung und Gastrono-
mie. 
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C Ergebnis 
 
Der Wissenschaftsausschuss empfiehlt, den Gesetzentwurf, Drucksache 18/18103, anzuneh-
men. 
 
 
 
Dr. Hartmut Beucker 
Vorsitz 
 


